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Seit 12.7.2020 gilt die Verordnung über die Beziehungen zwischen Online-Plattformen und Unternehmen. Sie bildet die

wesentliche horizontale Grundlage für ein faires, transparentes und berechenbares Geschäftsumfeld für kleinere Unter-

nehmen und Händler, die bei ihren Tätigkeiten auf Suchmaschinen und Online-Plattformen wie elektronische Marktplät-

ze, App-Stores, bestimmte Preisvergleichsinstrumente oder Geschäftsseiten in sozialen Medien angewiesen sind. Unter-

nehmen und Händler erfahren, nach welchen Kriterien sie in Suchergebnissen eingestuft werden. Hotels auf Buchungs-

plattformen erhalten mehr Klarheit über unfaire Geschäftsbedingungen und App-Entwickler können gegen Entscheidun-

gen von App-Stores vorgehen, die ihre Inhalte löschen wollen. Die Kommission hat am 10.7.2020 Leitlinien

veröffentlicht, die Händlern, Online-Plattformen und Suchmaschinen helfen sollen, die neuen Vorschriften für die Bezie-

hungen zwischen Online-Plattformen und Unternehmen optimal für sich zu nutzen (Meldung EU-Kommission vom

10.7.2020). Außerdem wird die Kommission in den kommenden Wochen offizielle Leitlinien zum Ranking veröffentlichen.

Diese Leitlinien werden Online-Plattformen und Suchmaschinen dabei unterstützen, die Vorhersehbarkeit und Transpa-

renz zu verbessern, sodass Unternehmen ihre Sichtbarkeit im Internet optimieren und ihren Auftritt bestmöglich gestal-

ten können.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen

EuGH: VW-Abgasskandal – Geschädigte kön-

nen Ansprüche aus unerlaubter Handlung

imHeimatland geltendmachen

Mit Urteil vom 9.7.2020 – C-343/19 – hat der

EuGH entschieden, dass sich, wenn Fahrzeuge

von einem Hersteller in einem Mitgliedstaat

(Deutschland) rechtswidrig mit einer Software

ausgerüstet worden sind, die die Daten über

den Abgasausstoß manipuliert, und danach

bei einem Dritten in einem anderen Mitglied-

staat (Österreich) erworben werden, der Ort

der Verwirklichung des Schadenserfolgs in

dem letztgenannten Mitgliedstaat (Österreich)

befindet. Im vorliegenden Fall besteht der gel-

tend gemachte Schaden in einer Wertminde-

rung der fraglichen Fahrzeuge, die sich aus

der Differenz zwischen dem Preis, den der Er-

werber für ein solches Fahrzeug gezahlt hat,

und dessen tatsächlichem Wert aufgrund des

Einbaus einer Software, in der die Daten über

den Abgasausstoß manipuliert werden, ergibt.

Folglich ist, obwohl diese Fahrzeuge bereits

beim Einbau dieser Software mit einem Man-

gel behaftet waren, davon auszugehen, dass

sich der geltend gemachte Schaden erst zum

Zeitpunkt des Erwerbs dieser Fahrzeuge durch

ihren Erwerb zu einem Preis, der über ihrem

tatsächlichen Wert lag, verwirklicht hat.
(PM EuGH Nr. 87/20 vom 9.7.2020)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-1601-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Klage gegen missbräuchliche Ver-

tragsklausel – Verjährungsfrist

Der EuGH hat mit Urteil vom 9.7.2020 – C-

698/18 – entschieden, dass eine nationale

Rechtsvorschrift eine Verjährungsfrist für die

auf eine missbräuchliche Klausel in einem Ver-

trag zwischen einem Gewerbetreibenden und

einem Verbraucher gestützte Erstattungsklage

vorsehen darf. Diese Frist darf weder weniger

günstig ausgestaltet sein als die für entspre-

chende innerstaatliche Klagen noch die Aus-

übung der durch das Unionsrecht verliehenen

Rechte praktisch unmöglich machen oder

übermäßig erschweren.
(PM EuGH Nr. 86/20 vom 9.7.2020)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-1601-2

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Auskunftsanspruch gegen Plattform-

betreiber

Der EuGH hat mit Urteil vom 9.7.2020 – C-

264/19 – entschieden, dass bei illegalem

Hochladen eines Films auf eine Online-Platt-

form wie YouTube der Rechtsinhaber nach der

Richtlinie zur Durchsetzung der Rechte des

geistigen Eigentums vom Betreiber nur die

Postanschrift des betreffenden Nutzers verlan-

gen kann, nicht aber dessen E-Mail-Adresse,

IP-Adresse oder Telefonnummer. Allerdings ha-

ben die Mitgliedstaaten die Möglichkeit, den

Inhabern von Rechten des geistigen Eigen-

tums einen weiter gehenden Auskunftsan-

spruch einzuräumen, jedoch unter dem Vorbe-

halt, dass ein angemessenes Gleichgewicht

zwischen den verschiedenen betroffenen

Grundrechten gewährleistet ist, sowie der Be-

achtung der anderen allgemeinen Grundsätze

des Unionsrechts wie etwa des Grundsatzes

der Verhältnismäßigkeit.
(PM EuGH Nr. 88/20 vom 9.7.2020)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-1601-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Wirksame Einwilligung in telefonische

Werbung – Cookie-Einwilligung II

a) Eine wirksame Einwilligung in telefonische

Werbung im Sinne von § 7 Abs. 2 Nr. 2 Fall 1

UWG liegt nicht vor, wenn der Verbraucher

bei der Erklärung der Einwilligung mit einem

aufwendigen Verfahren der Abwahl von in ei-

ner Liste aufgeführten Partnerunternehmen

konfrontiert wird, das ihn dazu veranlassen

kann, von der Ausübung dieser Wahl Abstand

zu nehmen und stattdessen dem Unternehmer

die Wahl der Werbepartner zu überlassen.

Weiß der Verbraucher mangels Kenntnisnahme

vom Inhalt der Liste und ohne Ausübung des

Wahlrechts nicht, die Produkte oder Dienstleis-

tungen welcher Unternehmer die Einwilligung

erfasst, liegt keine Einwilligung für den kon-

kreten Fall vor.

b) § 15 Abs. 3 Satz 1 TMG ist mit Blick auf Art. 5

Abs. 3 Satz 1 der Richtlinie 2002/58/EG dahin

richtlinienkonform auszulegen, dass der Diens-

teanbieter Cookies zur Erstellung von Nutzungs-

profilen für Zwecke der Werbung oder Marktfor-

schung nur mit Einwilligung des Nutzers einset-

zen darf. Eine elektronisch zu erklärende Einwilli-

gung des Nutzers, die den Abruf von auf seinem

Endgerät gespeicherten Informationen mithilfe

von Cookies im Wege eines voreingestellten An-

kreuzkästchens gestattet, genügt diesem Einwil-

ligungserfordernis nicht.

BGH, Urteil vom 28.5.2020 – I ZR 7/16
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-1601-4

unterwww.betriebs-berater.de

 Die Entscheidung wird in einer der kommen-

den Ausgaben des BB mit einem Kommentar von

Hanloser veröffentlicht.

BGH: Insolvenzanfechtung – doppelseitiges

Treuhandverhältnis – Gleichstellung von

Darlehensgeber und Gesellschafter von der

Ausgestaltung der Rechtsstellung abhängig

InsO § 135 Abs. 2

Der Insolvenzverwalter hat für eine Anfech-

tung einer Rechtshandlung, mit der eine Ge-

sellschaft einem Dritten für eine Forderung

auf Rückgewähr eines Darlehens Befriedigung

gewährt hat, darzulegen und zu beweisen,

dass der Dritte kein Gesellschafter des Schuld-

ners ist. Die Darlegungs- und Beweislast dafür,

dass der Dritte einem Gesellschafter gleichzu-

stellen ist, trifft hingegen den Anfechtungs-

gegner.
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